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Behandlungsvorschriften unbekannt und auch serien­
mäßige Ersatzteile nicht vorhanden. Aber auch bei tech­
nischen Konsumgütern, die in der DDR hergestellt worden 
sind, besteht nur die Verpflichtung, die Ersatzteilversor­
gung bis zum Ablauf von 10 Jahren nach der Einstellung 
der Produktion der Erzeugnisse sicherzustellen (vgl. § 20 
Abs. 1 der 6. DVO zum Vertragsgesetz — Wirtschaftsver­
träge zur Versorgung der Bevölkerung — vom 13. Juli 1972 
[GBl. II S. 515]). Nach diesem Zeitpunkt besteht eine ähn­
liche Situation wie bei den Gegenständen, die aus dem 
Ausland stammen.

Unrichtig wäre es jedoch, in diesen Fällen die Betriebe 
automatisch aus ihrer Verpflichtung zu entlassen. Verlangt 
werden muß vielmehr, daß sie sich bemühen, unter Aus­
nutzung der Erfahrungen mit vergleichbaren Gegenständen 
und durch Beschaffung von Ersatzteilen aus nicht mehr zu 
benutzenden Geräten die Dienstleistungsbedürfnisse der 
Bürger zu befriedigen, wobei durchaus auch ein vertret­
bares Risiko einzukalkulieren ist.

Insoweit kann die Regelung des § 4 Abs. 3 ALB für 
Wäscherei, Chemisch-Reinigungs- und Färbereileistungen 
verallgemeinert werden. Nach ihr ist dem Bürger die 
Situation darzulegen und mit ihm eine besondere Verein­
barung abzuschließen. Der Inhalt dieser Vereinbarung 
besteht darin, daß der Betrieb sich verpflichtet, im Inter­
esse der Befriedigung der Bedürfnisse des Bürgers eine 
Leistung zu versuchen. Mißlingt dieser Versuch, dann er­
wachsen daraus keine Ansprüche gegen den Betrieb.

Schließlich ist noch ein besonderer Fall zu erwähnen, 
der den Dienstleistungsbetrieb bzw. die Annahmestelle 
berechtigt, den Abschluß eines Dienstleistungsvertrags zu 
verweigern: Er tritt dann ein, wenn das zuständige örtliche 
Staatsorgan vorübergehend für bestimmte Artikel eine 
Annahmesperre verhängt, um damit eine Konzentration 
der Dienstleistungen auf andere Artikel zu erreichen. Die 
Berechtigung dazu folgt aus der Verantwortung der ört­
lichen Räte für die Versorgung der Bevölkerung des Terri­
toriums mit Dienstleistungen (§§ 25, 39, 51, 60 GöV). Eine 
solche Annahmesperre muß jedoch die absolute Ausnahme 
bleiben.
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Rationalisierung
im Testamentseröffnungsverfahren

Bereits seit vielen Jahren verwenden die Notare und Mit­
arbeiter in den Staatlichen Notariaten den Vordruck 25303 
(Mitteilung über eine Testamentsverwahrung), der an die 
Urkundenstelle der Abt. Innere Angelegenheiten des jewei­
ligen Rates des Kreises (der Stadt) geschickt wird, sobald 
in den Staatlichen Notariaten gemäß § 24 NG ein Testament 
in Verwahrung genommen wird.

Seit Anfang 1976 wird auch im Kreis Rudolstadt fol­
gende Arbeitsweise praktiziert: Verstirbt ein Bürger, 
dessen Testament im Staatlichen Notariat verwahrt wird, 
so wird uns die Verwahrungsanzeige mit der Registrierung 
des Sterbetages des Erblassers zurückgesandt. Das führt zu 
einer Vereinfachung der notariellen Tätigkeit, denn durch 
die Rücksendung der Verwahrungsanzeige wird uns be­
kannt, daß nunmehr die Eröffnung des verwahrten Testa­
ments nach § 26 NG erforderlich wird.

Wir sind im Zusammenhang mit Überlegungen zur 
Rationalisierung unserer Arbeit noch einen Schritt weiter­
gegangen:

Mit den Mitarbeitern der Urkundenstelle der Abteilung 
Innere Angelegenheiten des Rates des Kreises haben wir 
vereinbart, daß bei Rücksendung der Verwahrungsanzeige 
im Sterbefall auch der letzte Wohnsitz des verstorbenen 
Bürgers angegeben wird.

Zwar enthält die Mitteilung über eine Testamentsver­
wahrung die Anschrift des Bürgers, der ein Testament zur 
Verwahrung gegeben hat; es kommt aber doch verhältnis­
mäßig häufig vor, daß diese Anschrift mit dem letzten 
Wohnsitz dieses Bürgers nicht mehr identisch ist. Da der 
Notar stets die örtliche Zuständigkeit für die notwendig 
werdende Eröffnung des in seinem Notariat in Verwahrung 
befindlichen Testaments feststellen muß (§ 10 Abs. 1 
Ziff. 1 NG), bedurfte es erst einer erneuten Rückfrage und 
ggf. sogar der Anforderung einer Sterbeurkunde. Diese 
Arbeit entfällt jetzt; der Notar kann sofort feststellen, ob 
seine Zuständigkeit gegeben ist.
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Fragen und Antworten

Müssen der Kündigung eines Delegierungsvertrags durch 
den Einsatzbetrieb die zuständigen betrieblichen Gewerk­
schaftsleitungen des delegierenden und des Einsatzbetrie­
bes zustimmen?

Nach § 50 Abs. 5 AGB können sowohl der Werktätige als 
auch der Einsatzbetrieb den Delegierungsvertrag durch 
Vereinbarung oder fristgemäße Kündigung vorzeitig auf- 
lösen. Da dem Delegierungsvertrag die Prinzipien der 
gegenseitigen sozialistischen Hilfe zugrunde liegen (§ 50 
Abs. 1 AGB), wird eine Kündigung des Delegierungsver­
trags durch den Einsatzbetrieb selbst dann die Ausnahme 
sein, wenn der für die Delegierung maßgebliche Grund 
weggefallen ist (§ 50 Abs. 5 Satz 3 AGB).

Sollte im Ausnahmefall dennoch eine fristgemäße Kün­
digung durch den Einsatzbetrieb notwendig werden, dann 
bedarf diese gemäß § 57 Abs. 1 AGB der vorherigen Zu­
stimmung der zuständigen betrieblichen Gewerkschafts­
leitung. Zuständig ist in diesem Fall die AGL oder BGL 
des Einsatzbetriebes. Eine weitere gewerkschaftliche Zu­
stimmung von der AGL oder BGL des Delegierungsbetrie­
bes, wird vom Gesetz nicht gefordert. Da jedoch die jeweils

zuständigen Gewerkschaftsleitungen des delegierenden Be­
triebes beim Abschluß des Delegierungsvertrags mitge­
wirkt haben, ist zu empfehlen, daß der Einsatzbetrieb sie 
über die fristgemäße Kündigung informiert.

Dr. G.K.

Wann beginnt die Frist für den Einspruch gegen einen 
Änderungsvertrag ?

Gemäß § 60 Abs. 1 AGB kann der Werktätige gegen einen 
Änderungsvertrag Einspruch einlegen. Die Frist dafür 
beträgt nach § 60 Abs. 2 Satz 3 AGB drei Monate.

In Fortführung bewährter Erfahrungen werden im 
AGB die Voraussetzungen für den Abschluß eines Ände­
rungsvertrags gemäß § 49 AGB nicht eingeschränkt. Es 
bleibt den Partnern des Arbeitsrechtsverhältnisses über­
lassen, durch Abschluß eines Änderungsvertrags die im 
Arbeitsvertrag vereinbarten Bedingungen zu ändern. Häu­
fig wird die Übernahme einer anderen Tätigkeit als stän­
dige und regelmäßige Arbeitsaufgabe Anlaß für den Ab­
schluß eines Änderungsvertrags sein.

Gegen einen Änderungsvertrag kann der Werktätige


